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in erster Ltnte stnd dte vorltegenden Materialien und Programme 
von threr Struktur, dem Stoffumfang und der Zeltdauer her zur 
Erlangung emer Art andragog1scher Grundqualifikation entwickelt 
worden, wie ste Insbesondere von den hauptberuflich tattgen 
Lehrkratten tn der Erwachsenenbildung erwartet werden. Des­
halb uberrascht es ntcht, daß ste auch - mtt etner Ausnahme -
uberwtegend tn der Qualifizierung von hauptberuflichen Lehrkrat­
ten Verwendung Iinden, tetlwetse werden auch dtese ausdruck­
lieh als Adressaten genannt 

in ihrer Mehrzahl smd dte Malenalten und Programme !ur be­
stimmte Etnnchtungen der Erwachsenenbildung entwtckelt wor­
den und werden dort auch schon meist genutzt Von daher bestt­
zen ste "tragerspeztftsche" Charakteristika lnwteweit ste auch 
beretchs- und tragerubergretfend emgesetzt werden kennen, 
konnte nur bet denJentgen Unterlagen beurtetlt werden, dte dte 
Forderung nach Beruckstchttgung wesentlicher dtdakttscher Ge­
staltungspnnzipten fur Lehr-/Lernvorgange von Erwachsenen 1n 

aussagefah1ger Form erfullten. Dtes ist bei vter Programmen der 
Fall. Allerdtngs wtrd auch bei thnen eme unter Umstanden sehr 
wettgehende Überarbettung erforderltch, wenn eigene beretchs­
und ztelgruppenspeztftsche Aspekte hervorgehoben werden sol­
len 

Durch dte Tatsache, daß eme Reihe von Programmen für dte 
Lehrkrattequalifizierung tn der Erwachsenenbildung vorliegen, dte 
tetlwetse strenger erziehungswissenschaftltcher Kritik standhal­
ten und dte 1m großen und ganzen auch Anforderungen der Pra­
XIS gerecht werden, wtrd damtt ein in den letzten drei bis vier Jah­
ren beobachtbarer Trend zur Qualitats- und Strukturverbesse­
rung tn der Aus- und Fortbildung von Lehrkratten der Erwachse­
nenbildung bestattgt Es bletbt zu hoffen, daß steh dieser Trend 
auch 1n Zukunft fortsetzen wtrd Dtes könnte dadurch geschehen, 
daß starker als bisher tn der Aus- und Fortbildung von Lehrkraf-
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ten in der Erwachsenenbildung vor allem Programme herangezo­
gen werden, dte curricular gut durchstruktunert und praxiser­
probt sind 
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Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
empfiehlt den Verzicht auf Berufsbildungsabgabe 

Der Hauptausschuß und seine Unterausschüsse haben den 
vom Bundesmintster für Bildung und Wissenschaft vorgelegten 
Entwurf des Berufsbtldungsbenchtes 1979 gn.indltch beraten. 
Der Hauptausschuß begrüßt, daß seine Anregungen aufgegnffen 
worden stnd, als zusatzliehe Benchisschwerpunkte die Situation 
von Madchen und Frauen, von Behtnderten und von JUgendlichen 
Ausländern in der beruflichen Bildung aufzunehmen und nach 
den verlugbaren Daten darzustellen. Er stellt fest, daß die Anga­
ben über das Angebot von und dte Nachfrage nach Ausbildungs­
plätzen tn den Regionen deutlicher wurden. Jedoch besteht im­
mer noch ein erheblicher Forschungs- und Datenbedarf, wetl zur 
Versorgung der schulentlassenen Jugendlichen mit Ausbildungs­
angeboten noch wetter dtfferenzterte Informaltonen notwendtg 
stnd Das gilt Insbesondere fur den Beretch der beruflichen Voll­
zettschulen, den offentliehen Dtenst und das Gesundheitswesen 
sowie für Ausbildungsgänge außerhalb des Geltungsbereichs 
des Berufsbildungsgesetzes (BBtG) 

Im Zusammenhang mit dem Bereich der beruflichen Vollzeitschu­
len sollen auch die Auswtrkungen einer gegebenenfalls flächen­
deckenden Etnfuhrung des Berufsgrundbildungsjahres für ein­
zelne Berufsfelder dargestellt werden. Der Hauptausschuß erwar­
tet deshalb, daß für den Berufsbildungsbericht 1980 die Darstel­
lung der gesamten Berufsbildungssituation in einzelnen Regio-

nen so entwtckelt wtrd, damit auch regtanale Übereinstimmungen 
und Versehtedenhellen deutlich erkennbar werden und für ent­
sprechende Maßnahmen zur gezielten Forderung genutzt werden 
können. 

Deshalb 1st es erforderltch, daß der Bereitstellung der hierfür be­
nottgten Daten und ihrer zugtgen Auswertung auch im Bereich 
der amtltchen Statistik besonderes Schwergewicht zuerkannt 
wtrd. 

Der Hauptausschuß regt an, aufgrund der btshengen Erfahrungen 
den Aufbau der Bertchte nach emhettltchen Gliederungskriterien 
(Raster) so wetter zu entwtckeln, daß etnersetts die Vergleichbar­
kelt der Bertchte besser wtrd und andererseits die Aufnahme 
neuer Benchisschwerpunkte maglieh bletbt 

Für den Berufsbtldungsbencht 1980 erwartet der Hauptausschuß 
eine eingehendere Darstellung der beruflichen Weiterbildung und 
deren Beitrag zur Wetterentwicklung der beruflichen Btldung 

Dte Darstellung der Forderungsmaßnahmen des Bundes, der 
Bundesanstalt für Arbeit, der Lander und Kommunen sollte ver­
bessert werden. 
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Der Hauptausschuß halt es fur wünschenswert, daß in Zusam­
menarbeit m1t den Landern und der Bundesanstalt fur Arbeit in 
Fragen der Berufsorientierung und Berufswahl berichtet wird. 

2. Zu den einzelnen Aussagen des Berufsbildungsberichtes 
1979 

Zum Te1lll (1 Ausbildungssituation und Bilanz 1978) wird die po­
Sitive Entwicklung des Angebots an Ausbildungsplätzen im Jahr 
1978 zutreffend beschneben Alle Ausbildungsbereiche haben 
auch 1m abgelaufenen Jahr 1hre Verantwortung gegenuber der 
Jungen Generation bewiesen und gleichzeitig versucht, den SICh 
in verschiedenen Wirtschaftszweigen abzeichnenden Fachkrafte­
rnangel durch eine verstärkte Ausbildung zu verringern 

D1e Anpassungsfahigkeit des dualen Systems ze1gt s1ch auch 
daran. daß d1e Zahl der Jahrlieh abgeschlossenen Ausbildungs­
vertrage von 1975 bis 1978 um 150 000 zugenommen hat 

Die Zahl der neuabgeschlossenen Ausbildungsvertrage ware ho­
her gewesen, wenn das schulische BerufsgrundblldungsJahr 
n1cht in ein1gen Ländern flächendeckend in verschiedenen Be­
rufsfeldern eingefuhrt worden ware Allerdings hat SICh durch 
d1ese Maßnahme d1e Nachfrage verringert. 

Das Kap1tel II 2 (Struktur und Entwicklung der Berufsausbildung 
b1s 1977) enthalt zwar eine Fulle von Datenmatenal aus den ver­
schiedensten Statistiken Dabei ist es zu bedauern, daß wegen 
der unterschiedlichen statistischen Kategorien d1e Vergleichbar­
kelt n1cht gegeben 1st 

Nach den Erfahrungen mit dem Berufsbildungsbericht 1979 w1rd 
angeregt, 1m nachsten Berufsbildungsbericht die Berufsbildungs­
Situation von Frauen 1m Zusammenhang der jewe1l1gen Sachkapi­

darzustellen. 

3 Der Berufsb1ldungsbencht we1st aus, daß 

das nach § 5 Abs. 4 Ausbildungsplatzfbrderungsgesetz 
(APIFG) errechnete Angebot an Ausbildungsplätzen im Jahre 
1979 624 345 betragen hat und damit um 40 543 ( = 6,9 Pro­
zent) gestlegen ist; 

d1e nach § 5 Abs. 4 APIFG ermittelte Nachfrage nach betneb­
lichen Ausbildungsplätzen 628 445 betragen hat und damit im 
Vergleich zum Jahr 1977 um 43 061 ( = + 7,4 Prozent) ge­
stiegen ist, 

fur das Jahr 1979 die Zahl der Ausbildungsplatzsuchenden 
auf rund 655 000 geschatzt w1rd, d1es entspncht 1m Vergleich 
zum Voqahr einem Anstieg um 26 500 oder 4,2 Prozent. 

D1es ware d1e genngste Steigerungsrate seit 1976. 

Gegenüber dem Ausbildungsjahr 1978 mußten aufgrund der 
Nachfragaschatzung des Berufsblldungsbenchtes 1979 zum 
quant1tat1ven Ausgleich 31 000 Ausbildungsplätze zusätzlich be­
reitgestellt werden. 

4. Der Hauptausschuß erwartet, daß s1ch 1979 das Angebot an 
Ausbildungsplätzen weiter erhöhen w1rd. Er geht von folgender 
Entwicklung aus 

ln d1esem Jahr ist mit einer insgesamt günstigeren konjunktu­
rellen Entwicklung zu rechnen. D1ese erwartete bessere Wirt­
schaftliche Lage wird zu e1ner Ausweitung des Ausbildungs­
platzangebotes beitragen 

Es hat s1ch geze1gt, daß in vielen Wirtschaftszweigen der 
Facharbeitermangel zugenommen hat. Wegen des zu erwar­
tenden Ruckganges der Schulabgangerzahlen ab 1980 w1rd 
die Wirtschaft 1m Interesse e1nes ausreichenden Fachkratte­
nachwuchses 1hr Ausbildungsplatzangebot we1ter erhohen 

Viele der bereits zu Beg1nn der wachsenden Jahrgangsstar­
ken zusätzlich zur Verfugung gestellten Ausbildungsplatze 
werden in d1esem Jahr wieder fre1 und können neu besetzt 
werden 

Eine steigende Zahl von Jugendlichen durchlauft eine ver­
kurzte Ausbildung, so daß von e1ner erhohten Durchlaufge­
schwindigkeit ebenfalls ein gunstiger Effekt für die Ausbil­
dungskapazltaten zu erwarten 1st 

Der Bericht weist auf das latente Angebot h1n, das aber er­
heblich höher liegt als die dort1gen Angaben ergeben 

D1e Aktivitaten und Maßnahmen zur Steigerung des Ausbil­
dungsplatzangebotes werden fortgeführt, wobei den Pro­
blemgruppen unter den Jugendlichen besondere Aufmerk­
samkeit gewidmet w1rd 

Mit in die Betrachtung e1nzubez1ehen 1st d1e Erganzung des 
betneblichen Ausbildungsplatzangebots durch e1ne in Aus­
sicht genommene Erhohung des vollzeitschulischen Ange­
bots der Lander. 

5 Aufgrund der zu erwartenden S1tuat1on be1 der Ausbildungs­
platzbilanz 1979 ist der Hauptausschuß der Auffassung, daß d1e 
Erhebung e1ner Berufsausbildungsabgabe gernaß § 4 Abs. 1 
APIFG niCht erforderlich ISt. 

6 Im Falle der Inkraftsetzung der Berufsausbildungsfinanzie­
rung nach dem APIFG erwartet der Hauptausschuß d1e Beruck­
sichtlgung folgender Gesichtspunkte 

6.1 Der Hauptausschuß ist der Auffassung. daß alle nach dem 
Berufsbildungsgesetz anerkannten Ausbildungsberufe in die Fi­
nanzlerungsregelung nach dem Ausbildungsplatzforderungsge­
setz einbezogen werden sollen. Daruber hinaus s1nd auch andere 
Ausbildungsberufe zu fördern, die bundeseinheitlich geregelt 
sind und in denen in dualer Form auf der Grundlage von Ausbil­
dungsvertragen ausgebildet wird, diese Voraussetzungen treffen 
z Z nur auf die Ausbildung von Matrosen zu. 

6.2 Der Hauptausschuß tritt dafur ein, daß d1e Berufsausbildung 
nach § 48 BB1G und § 42 b Handwerksordnung (HwO) ebenfalls 
vollstandig in die Berufsausbildungsfinanzierung einbezogen 
werden soll 

Der Hauptausschuß ist der Auffassung, daß im ersten Jahr der FI­
nanzierung nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz darauf 
verzichtet werden sollte, eine reg1onale D1fferenz1erung der För­
derung vorzusehen Es sollten zunachst Erfahrungen m1t der Wir­
kungsweise der F1nanz1erung gesammelt werden. Die auf Emp­
fehlung des Hauptausschusses angestellten Untersuchungen zur 
regionalen Situation von Angebot und Nachfrage haben wichtige 
Erkenntnisse erbracht, sie bedurfen noch der Erweiterung und 
Vertiefung. 

Der Hauptausschuß halt es fur erforderlich, die vom Bundesinsti­
tut fur Berufsbildung erarbeiteten Methoden fur eine Auswahl 
von Regionen, die fur eine zusätzliche Förderung 1n Frage kom­
men, weiter zu entwickeln; dabei sollten Daten uber d1e voraus­
Sichtliche Entwicklung des Angebots (einschließlich beruflicher 
Vollzeitschulen) und der Nachfrage 1n den einzelnen Reg1onen er­
mittelt werden Der Hauptausschuß beabsichtigt, auf der Grund­
lage entsprechender Ausarbeitungen des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung im Herbst 1979- unabhang1g von der Beratung des 
Berufsbildungsbenchtes - über d1e Frage e1ner regionalen Diffe­
renzierung der Forderung nach dem Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz zu beraten 

Der Hauptausschuß bittet d1e Bundesregierung zu prüfen, wie 
nach dem Ausblldungsplatzfbrderungsgesetz eine gez1elte For­
derung der Berufsausbildung von Mädchen durchgeführt werden 
kann, und 1hm ggf Vorschlage dafur vorzulegen. 

6 3 Der Hauptausschuß spricht SICh dafür aus, fur Ausbildungs­
abschnitte 1n betrieblichen Ausbildungswerkstätten und uberbe­
tneblichen Ausb1ldungsstatten Zuschläge zu den Forderungssal­
zen vorzusehen, d1e nach Zeltabschnitten differenziert s1nd Da­
bel sollen zwei Zeitabschnitte (4 b1s 26 Wochen sowie mehr als 
26 Wochen) zugrundegelegt werden 

6.4 Der Hauptausschuß spricht sich dafür aus, d1e Hohe der 
Forderungssatze für zusätzliche und wiederbesetzte Ausbil­
dungsplatze 1n einer Relation von 2 1 vorzusehen Dam1t wurden 
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auch diejenigen Betnebe 1m größeren Umfang gefördert werden 
kennen, d1e Ausbildungsplätze wiederbesetzen wollen Zugleich 
wird dadurch auch anerkannt, daß bereits 1n den Jahren 1977 und 
1978 viele Betriebe erhebliche Anstrengungen zur Bereitstellung 
zusätzlicher Ausbildungsplatze unternommen haben 

6.5 Der Hauptausschuß spncht s1ch dafur aus, eme Forderung 
auf der Grundlage von dre1 Zuschußgruppen vorzunehmen. 

Zur Stellungnahme des Hauptausschusses zum Entwurf des Be­
rufsbildungsbenchtes 1979 g1bt d1e Gruppe der Arbeitnehmer fol­
gende Minderheitvoten ab: 

Zu Nr. 3 

D1e Sicherung e1nes ausgewogenen Angebots 1st n1cht nur ge­
fährdet, sondern bere1ts se1t 3 Jahren n1cht mehr gegeben. 

Nach dem vorliegenden Bildungsbenchi 79 betrug d1e Nachfrage 
nach Ausbildungsplatzen 628 454, d1es 1st eine Steigerung um 
7,4 O/o gegenuber 1977. Angeboten wurden jedoch nur 624 345 
Ausbildungsplätze, das sind lediglich 6,9 Ofo mehr als im Voqahr. 
D1e Zahl der Bewerber 1st also starker gest1egen, als d1e Zahl der 
Ausbildungsplatze Re1n rechnensch fehlten - ohne Berücksich­
tigung reg1onaler, sektoraler und qualitativer Probleme - 4100 
Plätze, d h. das Angebot lag 1m Bundesdurchschnitt 0,7 Ofo unter 
der Nachfrage 

Legt man die durch das Ausblldungsplatzforderungsgesetz ge­
setzten Ziele für ein ausgewogenes Ausbildungsplatzangebot zu­
grunde, dann hätte das Angebot um 12,5 Ofo uber der Nachfrage 
liegen und 78 576 Plätze mehr angeboten werden mussen als tat­
sächlich zur Verfugung standen. Das Ausbildungsangebot hatte 
707 000 Ausbildungsplätze betragen müssen. 

1978 fehlten 82 656 Ausbildungsplätze 

Daß es s1ch h1erbe1 n1cht nur um e1ne rechnerische, sondern um 
e1ne tatsachlich vorhandene Unterdeckung handelt, bestat1gen 
folgende Zahlen. 

Am Stichtag· 30. 9. 1978 suchten noch 26 382 Jugendliche über 
d1e Berufsberatung der Arbe1tsamter vergeblich emen Ausbil­
dungsplatz Rund 60 Ofo davon waren Mädchen, mehr als 90 Ofo 
hatten emen Haupt-, Real- oder Oberstufenabschluß. 

D1ese Zahlen sche1nen auf den ersten Blick d1e Feststellung aller 
an der Berufsbildung Beteiligter zu widerlegen, daß der Ausbil­
dungsstellenmangel insbesondere Hauptschuler ohne Abschluß 
und Sonderschüler tnfft 

Solche Jugendliche werden jedoch entweder in sogenannten 
Sonderformen des Berufsgrundbildungsjahres (BGJ) oder 1n -

von der Bundesanstalt fur Arbeit geförderten - berufsvorberei­
tenden Maßnahmen eingegliedert und erscheinen zum Stichtag 
30 9. n1cht mehr als unversorgte Bewerber 1n der Stat1st1k. 

Addiert man d1e Zahl dieser Jugendlichen, die in früheren Jahren 
problemlos einen Ausbildungsplatz erhielten und als potentiell 
unversorgte Ausbildungsstellenbewerber anzusehen sind, zur 
Zahl der unversorgten Bewerber (1977: 32 100 Jugendliche 1n 
Sonderformen des BGJ, 38 123 Jugendliche 1n Maßnahmen der 
Bundesanstalt fur Arbeit), dann waren am 30. 9. 1978 96 605 Ju­
gendliche nicht mit einer Ausbildungsstelle versorgt 

Der rechnerisch ermittelte Fehlbedarf (Angebot 12,5 Ofo uber der 
Nachfrage) st1mmt som1t im wesentlichen mit dem tatsächlichen 
Fehlbedarf uberem 

Im Bildungsbericht '18 wird zwar konkrete Schatzung der 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen fur 1979 vorgenommen, etne 
konkrete Vorausschätzung des Ausbildungsangebots fehlt Je­
doch 

D1eser Mangel des Benchts macht e1ne konkrete Emschätzung 
der Entwicklung von Angebot und Nachfrage unmöglich. Es 
reicht n1cht aus, lediglich Grunde aufzuführen, die es der Bun­
desregierung wahrscheinlich erscheinen lassen, daß m1t e1ner 
weiteren Erhohung des Ausbildungsplatzangebotes zu rechnen 
ist. 

Der Optimismus der Bundesregierung tn bezug auf die Ange­
botsentwicklung für 1979 ist nicht gerechtfertigt 

D1e Nachfrage nach Ausbildungsplatzen wird auf rund 656 000 
geschatzt, dies wäre gegenüber 1978 ein Anstieg um 28 000 oder 
4,5 o;o 

D1e Schatzung berucks1cht1gt jedoch n1cht, daß 1m Vorjahr 96 000 
unversorgte Bewerber registriert wurden. Selbst wenn man d1ese 
unberucks1cht1gt laßt und das für die Bundesregierung durch das 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz verbindlich festgelegte Z1el 
eines ausgewogenen Ausbildungsplatzangebots zugrunde legt 
(Angebot 12,5 O/o über der Nachfrage), dann mußten 1979 
738 000 Ausbildungsplätze vorhanden sein. Um dieses Z1el zu er­
reichen, mußte 1979 das Ausbildungsplatzangebot gegenuber 
1978 um 109 555 Platze gesteigert werden Da jedoch das Ange­
bot 1m Jahr '78 gegenuber 1977 - trotz intensiver Bemühungen 
aller Bete1l1gten - lediglich um 78 556 Platze geste1gert werden 
konnte, 1st e1ne wesentliche Verbesserung der Situation unmög­
lich 

Zu Nr 4 

Aufgrund der derzeitig nicht absehbaren Entwicklung zum Aus­
blldungsjahr 1979/80 kann nicht m1t einer ausgeglichenen Ausbil­
dungssltuation, geschweige mit der gesetzlich geforderten Über­
deckung im Angebot von 12,5 O/o gerechnet werden 

D1e Bundesregierung w1rd deshalb aufgefordert, entsprechend 
dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz zu handeln. Die Inkraft­
setzung der Ausbildungsabgabe muß folgende Situation berück­
Sichtigen D1e Abgabe belastet Großbetnebe und Verwaltungen, 
d1e hauf1g beträchtliche Mittel ft.ir d1e betnebliche Berufsausbil­
dung aufbringen, in besonderer Weise, während Kleinbetriebe 
von der Ausbildungsabgabe befreit sind. 

Die Forderung sollte deshalb nach folgenden Gesichtspunkten 
erfolgen 

Es sind nicht nur quantitative, sondern vor allem qualitative 
Gesichtspunkte bei der Förderung zu berücksichtigen. Dies 
soll insbesondere durch erhöhte Zuschüsse für Ausbildungs­
platze 1n Berufen m1t Schlusselqualif1kat1onen und hohen Ko­
sten erfolgen 
FLir Zeiten, die 1n Lehrwerkslatten und uberbetneblichen Em­
nchtungen verbracht werden, s1nd entsprechend ihrer Dauer 
besondere Zuschüsse vorzusehen. 
Problemregionen m1t Liberdurchschnlttlichem Ausbildungsan­
gebot sind zusatzlieh zu fordern 

D1e Mittel, d1e durch d1e Ausbildungsabgabe erhoben werden, 
mussen durch offentliehe M1ttel in erheblichem Umfange ergänzt 
und gezielt emgesetzt werden, um Insbesondere die Qualität des 
Ausbildungsangebots zu erhohen und Benachteiligungen zu ver­
melden 

Computer verändert Berufsausbildung für 
technische Zeichner 
Das Vordringen der elektronischen Datenverarbeitung in d1e Zei­
chenbums w1rd nur in Teilbe're1chen dazu fuhren, daß technisch­
zeichnensehe Arbeiten vom Computer ubernommen werden Da­
bel handelt es s1ch um Tät1gke1ten, die nach e1nem immer Wieder­
kehrenden Schema ablaufen. Vor allem be1 Neukonstruktionen 
w1rd d1e Fachkompetenz von technischen Zeichnern unentbehr­
lich sem 

Durch d1e Verlagerung von Routmearbeitsschntten auf den Rech­
ner w1rd es aber langfristig fur e1nen Teil der technischen Zeich­
ner zu nachhaltigen Veranderungen ihrer Tat1gkeit kommen. Zu 
den Arbeitsmitteln werden dann neben Zeichenbrettern Bild­
schirmgerate und numensch gesteuerte Zeichenmaschinen, Plot­
ter gehoren. 

D1ese Arbeitsplatzveränderung konnte zu einer sinnvollen Kombi­
natiOn der Intellektuellen Fah1gkeiten m1t den Möglichkeiten der 
elektronischen Datenverarbeitung fuhren. Zu d1esem Ergebnis 
kommt e1ne jetzt vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
vorgelegte Problemanalyse zur Neuordnung der Berufsausb1l-


